
Die Befragungsergebnisse des DGB-Index

„Gute Arbeit“ zeigen, dass in den meisten

Branchen erheblicher Aufholbedarf bei der

Arbeitsqualität besteht. Dies könnte künf-

tig verstärkt in qualitative Forderungen bei

Tarifverhandlungen eingehen. Diese kön-

nen beispielsweise auf eine Begrenzung

von Arbeitsintensität und die Reduzierung

von Leistungsdruck zielen.

Arbeitsintensität und Leistungsdruck betref-

fen die Beschäftigten aller Branchen. In der

TK-Branche sind diese Aspekte jedoch ein

besonders kritischer Dauerbrenner. Die Da-

ten der Repräsentativerhebung 2009, die im

Rahmen des DGB-Index „Gute Arbeit“ erho-

ben wurden, geben dazu Auskunft:

Aus Sicht der Beschäftigten in der TK-Bran-

che entstehen Termin- und Zeitdruck vor al-

lem durch:

• Knappe Personalbemessung

• Umsatz- und Zielvorgaben

• Druck der Vorgesetzten

• Wettbewerb zwischen Standorten/

Betrieben.

Des weiteren (in der genannten Reihen-

folge) ein Prämien-/Entgeltsystem, knappe

Terminvorgaben, Störungen im Betriebsab-

lauf, viele Projekte gleichzeitig, ungeplante

Zusatzaufgaben, unklare Anweisungen der

Vorgesetzten und ungenaue Abstimmun-

gen im Team.

Im Rahmen der Repräsentativerhebung

2009 wurden Beschäftigte in der TK-Bran-

che gefragt, was helfen würde, ohne Druck

zu arbeiten. Eine klare Arbeitsorganisation,

aber auch höhere Personalbemessung und

angemessene Zeit- und Terminplanung sind

hier entscheident (siehe Grafik unten).

Erkennbar wurde auch, dass es vielfältige

Ansatzpunkte gibt – auch in der Tarif-

politik –, über eine Begrenzung des

Leistungsdrucks nachzudenken.

Christoph Heil

KOMM Netzkommunikation

Mobilfunk
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Gute Arbeit

Qualitative Tarifpolitik
Im Rahmen der jüngsten Tarifverhandlungen wurde ein Thema von
Arbeitgeberseite platziert, das als Nebelkerze gezündet wurde und die
Forderungen nach Lohnprozentpunkten diskreditieren sollte: Bei den TSI-
Tarifverhandlungen wollte der Arbeitgeber verstärkt Aspekte qualitativer
Tarifpolitik zu Lasten monetärer Forderungen in den Vordergrund schie-
ben. Das Thema qualitative Tarifpolitik beschäftigt ver.di seit langem, die
Vorschläge des Arbeitgebers bei den TSI-Tarifverhandlungen hatten nur
leider wenig Substanz.

Trifft voll und ganz zu (%) Trifft eher zu (%) Kumuliert (%)

Höhere Personalbemessung 46,2 40,2 86,4

Klarer Informationsfluss 41,2 38,9 80,1

Klare Arbeitsorganisation 48,9 28,1 77,0

Angemessene Zeit-/Terminplanung 42,4 33,2 75,6

Unterstützung durch Kollegen 33,8 39,6 73,4

Unterstützung durch Vorgesetzte 37,6 34,1 71,8

Einfluss auf Arbeitsmenge 31,2 37,1 68,3

Einfluss auf Arbeitsabl./-organisation 28,5 34,1 62,6

Einfluss auf Arbeitszeit 33,4 28,7 62,1

Zahlengrundlage
für die grafische
Darstellung der Um-
frageergebnisse zur
Repräsentativen
Befragung 2009 im
Rahmen des DGB-
Index „Gute Arbeit“
(durchgeführt von
tns-Infratest) –
Ergebnisse nur auf
TK-Branche bezo-
gen.
Grafik: S. Teige

Was hilft Ihnen bzw. würde Ihnen
helfen, ohne Druck zu arbeiten?



Berlin: BeG Sen. FB 10/9/1, Mitglieder-
treffen im Vereinsheim des BFC-Alemania
90-Wacker, Wackerweg 26, Berlin-Reini-
ckendorf, am 21. April, 15 Uhr. Tagesfahrt
Lüneburg mit Spargelessen am 31. Mai,
Anmeld. 030/4126781.
Bonn Dottendorf: Mitgliederver-
sammlung der BeG Vivento West, 27. Mai,
17 bis 20 Uhr, OZD Ortszentrum Dotten-
dorf, Dottendorfer Str. 41.
Bremen: Sen. OV FB 9/10: Treff jed. 1.
Die. im Mon., 16 Uhr, DGB-Haus, Bhf-Platz.
Bremen/Nordniedersachsen:
Bezirksfachbereichsdelegiertenkonferenz FB
9 am 17. Juni, 9:30 Uhr, im DGB-Haus,
Bahnhofsplatz 22-28, in Bremen.
Darmstadt: BG Sen. P/T: Jahreshaupt-
vers. im Festzelt am Grillplatz, 9. Juli, 14
Uhr, anschl. Grillfest, Infos: Anders, Tel.
06151/711213.
Heidelberg: BeG.Sen., FB 9, jed. 2.
Mittw. im Monat, 15 Uhr, Gaststätte „Lö-
wenkeller“, Rohrbacher Str. 92.

Lübeck: BeG der DT TS/KS GmbH Nord,
FB 9, Bereich Lübeck. Treff jed. 1. Mi. im
Mon., 16:30 Uhr, Fackenburger Allee 31,
Raum V153.
Münster: BeG Sen. P/Pb/T: Infonach-
mittag am 3. Mai, 15 Uhr, mit der PSD
Bank, im Casino der Telekom, Dahlweg
100, Besichtigung des Briefzentrums Müns-
terland am 27. Mai; Kontakt: Roth: 0251-
235381.
Neuss: Sen. Kreis Neuss: Sprechst. in der
ver.di-Geschäftsstelle, Hammer Landstr. 5,
3. Etage; Mo. 3. Mai, 10 bis 12 Uhr.
Nürnberg: BeG Sen. Nürnberg/Schwa-
bach/Roth/Lauf, FB 1,9,10, Vers. jew. 1. Do.
im Mon., 14.30 Uhr, Gaststätte „Genos-
senschaftssaalbau“, Matthäus-Hermann-
Platz 2. Am 1. Mai, 11 Uhr, Treffen am
Kornmarkt zur Kundgebung; Am 6. Mai
Kripo-Referent bei der Vers., sowie Anmel-
den für Maifahrt am 20. Mai, Sen. aus and.
FB bei der Maifahrt willkommen, Dauer: 10
bis 22 Uhr, Abfahrt Langwasser Süd.
Oldenburg: Sen OV FB 9/10 Gruppen:
Basteln, Digitalfotos, Klönen, Skat am 2.
Die. jeden Monats, 9 Uhr; Jakkolo alle 3
Wochen, Kegeln alle 4 Wochen, Auskunft
Punke 0441-505137; Fahrten in 2010 Aus-
kunft Lojowsky 0441-301069. Alle Treffen
in den Dragoner Stuben, Bundeswehrge-
lände, Ulmenstr.

Ortenau: BeG Sen. P/T: Sprechst. jeden
Mittw., 11-12 Uhr, ver.di-Geschäftsst., Of-
fenburg, Okenstr. 1c, auch tel.: 07 81/91
71 14.
Ulm Neu-Ulm: BeG VE PT, 6. Mai und
10. Juni: Monatstreff und Anmeldung zum
Jahresausflug am 17. Juni zum Bodensee
um 14.30 Uhr, „Krone“, Ulm-Söflingen.
Weiden: BeG Sen. Nordoberpfalz FB
9/10: Monatsvers. immer am 1. Mittw. im
Monat, 14 Uhr, Gaststätte Bräüstüberl, au-
ßer am 2. Juni, da Fahrt ins Stiftland.
Werra-Meißner: BeG Sen. P/T, Jah-
reshauptvers. FB 9/10 in der Gaststätte
Rost, Eschwege/Niddawitzhausen; am 7.
Mai, 14 Uhr.
Wolfenbüttel: Sen. OV, FB 9/10,
Sprechst. jed. Mittw. 9.30 bis 12 Uhr,
ver.di-Büro, 1. Etage, Rosenwall I. ver.di-
Lohnsteuer-Service unter Tel. 05331/88 26
80.
Big Brother Workshops (Über-
wachung von Internet/Intranet und E-Mail):
Am 15. Juni in Nürnberg, 30. August in
Stuttgart, 2. September in Berlin, 4. No-
vember in Hannover und 22. November in
Düsseldorf. Weitere Informationen:
http://www.verdi-innotec.de/termine.php3

Redaktionsschluss
nächstes Heft: 19. April 2010
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Nach zwei Wahlperioden ohne Gewerkschaftsman-
dat ist es ver.di jetzt wieder gelungen, einen Ge-
werkschaftsvertreter in den Aufsichtsrat der DATEV
eG zu entsenden.
Bei den Aufsichtsratswahlen am 19. März 2010 wurde

Michael Jäkel, Bundesfachgruppenleiter IT/DV, mit 1223

Stimmen in den Aufsichtsrat gewählt. Gegenüber der

letzten AR-Wahl, in der der DHV (CGB) beide Gewerk-

schaftsmandate holte, bedeutet dies einen Stimmenzu-

wachs von über 700 Stimmen.

Neben Michael Jäkel als Gewerkschaftsvertreter wurden

mit Norbert Krengel und Manfred Hinzer zwei weitere

„ver.dianer“ als Arbeitnehmervertreter in den 12-köpfi-

gen Aufsichtsrat gewählt.

Die DATEV ist mit über 5500 Beschäftigten eines der

größten IT-Unternehmen in Deutschland.

Michael Jäkel

wurde als Ge-

werkschaftsver-

treter in den

Aufsichtsrat ge-

wählt.

Foto: ver.di

DATEV

Erfolg für ver.di

Auf der Tarifebene bei IBM scheint für
das Jahr 2010 bereits fast alles erreicht
zu sein: Das Gehaltsabkommen, die ta-
riflichen Vereinbarungen zu Altersteil-
zeit, zur pauschalen Mehrarbeit und zu
vielen anderen Themen sind abge-
schlossen.
Ein großes Thema ist allerdings noch nicht

abgearbeitet: Der durch die demographische

Entwicklung hervorgerufene gesellschaftliche

Wandel erfordert ein hohes Maß an Verant-

wortung für das Unternehmen und die Be-

schäftigen. Eine gemeinsamen Erklärung der

Tarifvertragsparteien bei IBM zum demogra-

phischen Wandel hat bereits im Jahr 2008

die Grundlage dafür geschaffen, die diesbe-

züglichen Diskussionen auf tariflicher und

betrieblicher Ebene mit dem Ziel fortzufüh-

ren, bereits existierende Programme im Laufe

der nächsten Jahre weiterzuentwickeln und

neue Konzepte zu finden. Daran soll in die-

sem Jahr gearbeitet werden.

Konkret bedeutet dies, dass über Weiter-

entwicklungs- und -bildungsmöglichkeiten

innerhalb des Unternehmens auf der Basis

des Qualifizierungstarifvertrages gespro-

chen werden muss. Und auch Bestandteile

des Tarifvertrages zur Vereinbarkeit von Be-

ruf und Familie sollen überprüft werden. Es

gilt, die IBM-typische High-Performance-

Culture für Beschäftigte, die aufgrund ver-

änderter Rahmenbedingungen länger im

Unternehmen arbeiten werden, neu zu de-

finieren und umzugestalten.

Um auch in 2010 bei IBM diese tarifpoliti-

sche Hürden zu nehmen wird in den nächs-

ten Wochen eine Arbeitsgruppe beginnen,

die Vorstellungen von ver.di und Mitbestim-

mung zu konkretisieren. Rolf Schmidt

IBM

Mit Tarifverträgen den
gesellschaftlichen Wandel begleiten
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Ursache ist die dem ungezügelten Kapita-

lismus innewohnende Logik, dass Produkti-

onsfaktoren (Boden, Kapital, Arbeit) bis

aufs letzte ausgequetscht werden, ohne

Rücksicht auf die Folgen für die Betroffe-

nen, die nächste oder übernächste Genera-

tion. In Bezug auf den Faktor Arbeit muss-

ten immer weniger Menschen immer mehr

leisten, um der Profitmaximierung gerecht

zu werden. Arbeitnehmerinnen und Arbeit-

nehmer litten zusehends unter immer hö-

heren Arbeitsbelastungen, ungünstigen Ar-

beitsbedingungen und Repressalien wie

Bespitzelung und Mobbing. Diese Entwick-

lung machte auch nicht in der TK-/IT-Bran-

che halt. Bei der France Telekom wurden

viele Menschen auf Grund der erdrücken-

den Arbeitsbedingungen in den Suizid ge-

trieben. Es stand zu befürchten, dass nach

dem Kollaps des Kapitalmarktes bald auch

ein Kollaps des Arbeitsmarktes folgen

könnte.

In der Phase, als sich der dichte Rauch der

Krise lichtete, erkannten Politiker, Wissen-

schaftler, Unternehmen und die breite

Masse der Menschen, dass die Finanzmarkt-

krise eine Krise des Kapitalismus sei. Die

Gewerkschaften wurden zu einem wichti-

gen Regulativ für die Wirtschaft. Zehn Jahre

nach der Krise haben die Verantwortlichen

dazugelernt und die Gestaltung der Arbeit

an Fragen der Nachhaltigkeit ausgerichtet.

Arbeitgeber und Gewerkschaften verhan-

deln mittlerweile neben gerechten Leis-

tungsentgelten auch über qualitative Ver-

besserungen von Arbeitsbedingungen. Die

Ergebnisse der Befragungen aus dem DGB-

Index, letztendlich aber auch Arbeitskampf-

maßnahmen, haben gezeigt, wie wichtig

den Beschäftigten qualitative Verbesserun-

gen ihrer Arbeitsbedingungen sind.

Christoph Heil

Tarifverträge heute und gestern
Eine Zukunftsvision: Zehn Jahre nach der großen Finanzmarktkrise ist nur noch wenig von den ökonomi-
schen Folgen des eklatanten Marktversagens in der Wirtschaft zu spüren. Trotzdem hat die Ära der Welt-
wirtschaftskrise tiefe kulturelle Spuren hinterlassen: Wissenschaftler und Politiker erkennen an, dass die
Wirtschaft sich nicht alleine so reguliert, dass ein gesellschaftlicher – also für alle Menschen spürbarer –
Wohlfahrtsgewinn resultiert.

„Die Kleinen wer-
den bestraft, die
Großen lässt man
laufen.“ Dies wäre
das Ergebnis, wenn

die Ermittlungen gegen die Hauptver-
antwortlichen in der Bespitzelungsaf-
färe der Telekom im Sand verlaufen
würden.

Monatelang wurden Journalisten, Gewerk-

schafter und Aufsichtsräte der Deutschen

Telekom AG ausspioniert. Ziel war es, ein

vermeintliches Leck im Aufsichtsrat des Un-

ternehmens zu finden. Der Hauptbelas-

tungszeuge, ein Rechtsanwalt, hatte an-

fangs den ehemaligen Telekom-Vorstands-

vorsitzenden Ricke und den ehemaligen

Telekom-Aufsichtsratsvorsitzenden

Zumwinkel schwer belastet. Nachdem

sich der Anwalt aber auf sein Zeugnisver-

weigerungsrecht berufen hat, und er dies

laut einer Entscheidung des Landgerichts

Bonn auch darf, soll das Verfahren mögli-

cherweise eingestellt werden. Damit

dürfen die Verantwortlichen nicht durch-

kommen.

Die Bespitzelung war ein massiver Eingriff

in Grundrechte. Ob und wie die Ermittlun-

gen fortgeführt werden, wird deshalb

auch zeigen, wie mit solchen Vergehen in

Deutschland umgegangen wird. Es wird

darüber hinaus zeigen, wie viel Wert den

hoch gelobten Compliance-Regeln

(Umgang mit Gesetzen und freiwilligen

Kodizes) tatsächlich beigemessen wird,

wenn diese einmal nicht nur auf einfache

Beschäftigte anzuwenden sind.

Es kann nicht sein, dass Manager andere

die Drecksarbeit machen lassen und selbst

juristisch nicht zur Verantwortung gezogen

werden. Da die möglichen Erkenntnisse der

illegalen Aktionen für die unmittelbar aus-

führenden Personen weitgehend nutzlos

gewesen sind, ist es geradezu naiv, anzu-

nehmen, dass das gezielte und planmäßige

Ausspähen ohne höhere Weisung erfolgt

sein soll. Eine Straffreiheit für die schwer

belasteten Ex-Spitzenmanager würde kein

gutes Licht auf unsere Justiz werfen.

Es ist bereits skandalös, dass die Betroffe-

nen der Bespitzelungsaktion noch immer

keine Akteneinsicht erhalten haben. Umso

wichtiger ist es jetzt, die Ermittlungen zü-

gig abzuschließen und Anklage gegen alle

Verantwortlichen zu erheben.

Sibylle Spoo

Signalwirkung
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Komm:
Die Tarifrunde bei der T-Systems ist abgeschlossen, mit

gutem Ergebnis. Während der laufenden Verhandlungen

hat der Personalchef der Telekom, Herr Sattelberger

mehr Augenmerk für eine qualitative Tarifpolitik, ein

Mehr an Miteinander statt ein Feilschen um Prozente ge-

fordert. Hat dies die Tarifverhandlungen beeinflusst?

Lothar Schröder:
Davon hat sich die Verhandlungskommission nicht be-

eindrucken lassen. Was arbeitgeberseitig als qualitative

Aspekte angeboten war, erwies sich bei genauerem Hin-

schauen als Verpackung ohne Inhalt, für die Arbeitneh-

mer aber einen hohen Preis bezahlen sollten. Man wollte

Lohnprozente vermeiden und betrieblich Notwendiges

von Arbeitnehmern bezahlen lassen. Der Versuch auf an-

dere Tariffelder abzulenken ist durchaus vergleichbar mit

den Bemühungen der Kirche, im Mittelalter die Men-

schen im Mühsal des Alltags mit einem Verweis auf das

Leben nach dem Tod, ruhig zu stellen.

Komm:
Aber ernsthaft: Beschäftigungssicherung, Qualifikation

und gerechte Leistungsbedingungen sind doch wichtige

Themen, denen sich die Tarifpolitik auch stellen muss.

Lothar Schröder:
Sicher, bei der Beschäftigungssicherung haben wir aber

gerade einen Vertrag unter Dach und Fach gebracht, der

betriebsbedingte Beendigungskündigungen weitgehend

ausschließt. Die Betriebsräte bei T-Systems haben Bedin-

gungen für einen sozialverträglichen Personalabbau ver-

abredet. Weder Betriebsräte noch ver.di oder die Be-

schäftigten wollen für die erzielten Kompromisse nun

über Lohnprozente erneut bezahlen. Wichtig bleibt: Die

Beschäftigten haben Wertschätzung verdient, weil sie

die Basis dafür erwirtschaften, dass es der T-Systems wie-

der besser geht. Das muss sich in Lohnprozenten ausdrü-

cken. Qualifikationsverabredungen innerhalb des Betrie-

bes gibt es schon, warum sollen Tarifbeschäftigte

deswegen in Lohnprozenten zurückstehen? Und die

gerechten Leistungsbedingungen, die kommen auf die

politische Tagesordnung – da bin ich mir sicher. Unsere

Diskussion über die tarifpolitische Schwerpunktsetzung

für die nächsten Jahre läuft in diese Richtung.

Komm:
Wir folgen Ritualen, die

nicht mehr zeitgemäß

sind, hat Herr Sattelber-

ger gesagt. War die Tarif-

verhandlung bei T-Sys-

tems ein solches Ritual?

Lothar Schröder:
Mich hat das Maß an Selbstkritik, die von der Spitze der

Deutschen Telekom vorgetragen wurde, verblüfft. Das

hätten wir am Verhandlungstisch gebraucht, dort präg-

ten wirklich Rituale das Klima. In der Tarifrunde hat die

Verhandlungskommission erlebt, dass egal welches Ar-

gument vorgetragen wurde, die andere Seite den Kopf

geschüttelt hat. Kein Interesse an den Lebenshaltungs-

kosten der Beschäftigten, an Reallohnverlusten, am

volkswirtschaftlichen Umfeld, kein Argument zählte.

Stattdessen wurden teilweise haarsträubende Behaup-

tungen zusammengekehrt, nur um dagegen zu halten.

Da kann die Telekom wirklich nicht für sich in Anspruch

nehmen, als sachlicher Mahner aufzutreten – eher als

Kopfschüttler aus Prinzip.

Komm:
Man stellt sich doch vor, dass bei den Tarifverhandlun-

gen sachlich Argumente gegeneinander gestellt und ge-

wogen werden. Läuft das in der Praxis anders?

Lothar Schröder:
Wir mussten erleben, wie Äpfel mit Birnen verglichen

wurden. Wie die Einkommen von Anteilseignern der Au-

tomobilbranche zur Verhinderung von Tarifforderungen

bei T-Systems herhalten sollten. Wir wurden mit unsau-

beren Argumenten konfrontiert. Wenn diese eine reelle

Basis hätten, müsste die T-Systems 48 Milliarden Umsatz

erzielen. Die Verhandlungskommission und ich selber

waren teilweise ziemlich entnervt, weil wir es zum Einen

mit phlegmatischer Besserwisserei und zum Anderen na-

hezu mit einer beliebigen Auswahl an Behauptungen zu

tun hatten. Vor diesem Hintergrund wirkt es höchst un-

glaubwürdig, wenn die Telekom appelliert, sich von Ri-

tualen zu verabschieden. Sie pflegt sie selber.

Interview mit Lothar Schröder

Ritual Lohnerhöhung?

Lothar Schröder
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Komm:
Gegensätzliche Argumente sind nun keine Rituale. Wel-

che Rituale hat die Telekom denn gepflegt?

Lothar Schröder:
Wir haben bis zur dritten Verhandlungsrunde nicht ein-

mal ein Angebot auf dem Tisch gehabt, nur Kopfschüt-

teln haben wir erlebt. Es wurde eine Chart-Inszenierung

vorgeführt, offensichtlich um auf die Schlichtung vorzu-

bereiten. Bis zur dritten Runde gab es nicht einmal hinter

den Kulissen eine Sondierung über die Möglichkeiten

sich anzunähern. Die Fähigkeiten und der Wille zur Ver-

ständigung wurden nicht ausgetestet. Bei den Verhand-

lungen hat jemand aus der Arbeitnehmergruppe gesagt,

die Arbeitgeberseite schrammt laufend mit ihren Argu-

mentationslinien an der Grenze zur Unredlichkeit ent-

lang – da war schon was dran.

Komm:
Stellt ver.di sich generell gegen eine qualitative Tarifpoli-

tik auf?

Lothar Schröder:
Im Gegenteil. Wir haben viele Themen abseits der

Lohnprozente bereits aufgestellt und wir werden neue

Felder auftun. Es gibt bereits Verabredungen zur Quali-

fizierung. Wir werden das Thema Altersteilzeit auf die

politische Tagesordnung setzen, und ich bin sicher, der

zunehmende Leistungsdruck in den Betrieben wird

nach einer tarifvertraglichen Antwort verlangen. Da

wird die Telekom ausreichend Gelegenheit haben, um

zu zeigen, ob sie es ernst meint mit dem Verweis auf

qualitative Faktoren.

Komm:
Und könnten Tarifverhandlungen nicht auch anders ab-

laufen?

Lothar Schröder:
Ich denke schon. Es gibt Branchen, die kommen ohne

Warn- und Erzwingungsstreiks aus, denn da dringen of-

fensichtlich Argumente durch. Da versuchen Arbeitge-

berverbände nicht auszutricksen, wie dies in der Tarif-

runde bei T-Systems mit dem ersten Angebot versucht

wurde. Dort wo die Vertrauensbasis eine andere ist, sind

auch andere Umgangsformen möglich.

Komm:
Herr Sattelberger verweist oft auf seine ausgestreckte

Hand an die Sozialparteien, die ein neues Miteinander

begründen soll. Nimmt ver.di diese ausgestreckte Hand

nicht an?

Lothar Schröder:
Wir nehmen schon wahr, dass es an der Spitze des Un-

ternehmens einige Zeichen für eine Kursveränderung

gibt, die wir als positiv empfinden. Beispielsweise hat die

Umsetzung des „One Company“-Projektes die Men-

schen nicht auf die Straße getrieben, und es gab The-

men, die im harten Meinungsstreit ohne öffentliche

Konflikte behoben werden konnten. Wir haben aber das

Gefühl, dass der Arbeitgeberverband Telekom auf Fin-

gerhakeln trainiert ist und deswegen Eskalationen in die

laufenden Verhandlungen rein trägt. Ob dies der Sache

nutzt oder nicht. Das Telekom-Management muss mehr

Augenmerk darauf richten, kulturprägender auf die

nachgeordneten Instanzen, insbesondere auch jene des

Arbeitgeberverbandes einzuwirken. Dort werden Rituale

gepflegt, wenn sie uns nur kopfschüttelnd gegenüber

sitzen oder versuchen mit hinterlistigen Texten ihren Ver-

handlungspartner aufs Glatteis zu führen. Im Übrigen:

Eine ausgestreckte Hand kann viel bedeuten. Die Bereit-

schaft zur Verständigung, den Hilferuf alleine aus seinem

Schlamassel nicht mehr raus zu kommen. Die ausge-

streckte Hand kann für eine ritualisierte Grußformel ste-

hen oder für den trickreichen Versuch anderen in die Ta-

sche zu greifen. Am liebsten wäre mir, sie stünde für den

ehrlichen Dialog. Für ein Ende aller Konflikte kann sie

bestimmt nicht stehen.

Interview: Marion Lühring
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Am 3. Mai 2010 fin-
det in der Kölner
Lanxess-Arena die
Hauptversammlung
der Telekom statt.
ver.di empfiehlt Be-
legschaftsaktionä-
ren: Persönliche Teil-
nahme oder
Übertragung der
Stimmrechte.

Mindestens zwei Millionen Stimmen von

Mitarbeiteraktionären, so viele wie in den

Vorjahren, wünscht sich Betriebsrätin Kor-

nelia Dubbel. Sie wird auch in diesem Jahr

wieder stellvertretend für die Belegschafts-

aktionäre auf der Hauptversammlung der

Telekom sprechen und bei Abstimmungen

das Gewicht aller auf sie übertragenen

Stimmen einbringen.

Kornelia Dubbel: „Wir werden

auch dieses Jahr wieder die Stimme für die

Arbeitnehmer unter den Telekom-Aktionä-

ren auf der Hauptversammlung erheben.

Doch dieses Mal sprechen wir auch für un-

sere ausländischen Kollegen aus den Betei-

ligungsgesellschaften. Die haben uns gebe-

ten, stellvertretend für sie ihre Rechte als

Anteilseigner und Beschäftigte im Konzern

auf der Hauptversammlung wahr zu neh-

men.“

Für die Telekom-Hauptversammlung 2010

sind wieder alle Mitarbeiter mit T-Aktien

aufgerufen, entweder selbst an der Haupt-

versammlung teilzunehmen, oder ihre

Stimmrechte zu übertragen.

SO GEHT ES
Mit der Einladung zur Hauptversammlung

werden Anmeldeformulare, Formulare für

die Stimmrechtsübertragung und Rückum-

schläge beigelegt. Wer nicht selbst teilneh-

men kann, sollte das Formular für die

Stimmrechtsübertragung ausfüllen und mit

Hilfe des Freiumschlags an den Absender

zurückschicken. ver.di empfiehlt für die

Stimmrechtsübertragung:

Kornelia Dubbel

Betriebsrätin KundenNL West,

Im Erftgrund 1 a

41516 Grevenbroich.

Sobald die Einladungen für die Hauptver-

sammlungen verschickt werden, wird auf

der Internetseite des Fachbereichs

(www.tk-it.verdi.de) wieder detailliert

beschrieben, wie die Stimmrechte für die

Hauptversammlung 2010 übertragen wer-

den. Christoph Heil

Etwa 300 Beschäftigte von T-Systems ha-

ben am 25. März in Fulda gegen den Per-

sonalabbau demonstriert.

Unter dem Motto „Vernetzen statt Verset-

zen!“ protestierten die Kolleginnen und

Kollegen gegen die geplanten Umstruktu-

rierungen im Rahmen des Projekts Everest.

Statt die eigene Technik des „Mobile Enter-

prise“ zu verwenden, werden bei Everest

mehrere hundert Beschäftigte im gesamten

Bundesgebiet versetzt oder mit Änderungs-

kündigung bedroht.

Mit einem „Eimer frischen Mist“ be-

schrieb der Vorsitzende der ver.di-Be-

triebsgruppe Telekom Osthessen, Herbert

Wahl, die Auswirkungen dieser „Stand-

ortkonsolidierung“: Eigentliche Intention

dieses Projekts sei der Personalabbau bei

T-Systems TSS und der sei schließlich

Mist.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der

Kundgebung verabschiedeten einstimmig

eine Resolution an den Vorsitzenden der

Geschäftsführung von T-Systems, mit dem

Appell, wieder ein Klima von Vertrauen

und beruflicher Perspektive zu schaffen.

Thomas Müller, ver.di Hessen

Hauptversammlung der Telekom

Belegschaftsaktionäre sollten mitreden

„Vernetzen statt Versetzen“

Beschäftigte von T-Systems
demonstrieren gegen Personalabbau

Kornelia Dubbel

Proteste in Fulda.

Foto: ver.di
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SAP

Europäischer
Betriebsrat bei SAP

Das Betriebsratsgremium bei SAP in Walldorf ist ge-
rade erst seit einer Legislaturperiode im Amt. Mit ei-
ner starken ver.di-Liste wirbt zum ersten Mal eine Ge-
werkschaft offen um die Stimmen der SAPlerinnen
und SAPler. Und doch geht die Mitbestimmung bei
SAP schon über Grenzen – über europäische Grenzen
hinaus.

SAP ist ein internationaler Konzern. In vielen Ländern ha-

ben die gewählten VertreterInnen der SAP-Beschäftigten er-

kannt, dass sie ihre Interessenvertretung mit einer interna-

tionalen Aufstellung verbessern können. Darum haben vor

etwa einem Jahr die Kolleginnen und Kollegen der SAP

Landesgesellschaften aus Frankreich, Belgien, Holland und

Spanien die zentrale Geschäftsführung der SAP in Walldorf

aufgefordert, die Gründung eines Euro-Betriebsrates einzu-

leiten. Hintergrund ist die europäische Gesetzgebung.

Am letzten Tag der gesetzlich vorgegebenen Frist stimmte

die Geschäftsführung der SAP der Aufnahme für Verhand-

lungen und Bildung eines „Besonderen Verhandlungsgremi-

ums“ auf Basis des deutschen Gesetzes zur Bildung von Eu-

robetriebsräten zu.

Dieser Prozess ist inzwischen angelaufen und in vielen euro-

päischen Ländern wie Belgien, Spanien, England, Nieder-

lande, Frankreich, Deutschland, Irland, Italien, etc. sind in-

zwischen Delegierte für dieses Verhandlungsgremium

bestimmt. Für ca. 80 Prozent aller Beschäftigten in der EU

sind somit Delegierte nach den jeweiligen nationalen Ge-

setzen gewählt. Die erste Verhandlungsrunde mit den Ver-

tretern der SAP-Geschäftsführung kann Anfang Mai in

Walldorf starten. Die ArbeitnehmervertreterInnen werden

dabei von Rolf Schmidt, ver.di Bundesvorstand, FB 9, FG IT,

in der Funktion eines Experten begleitet und beraten.

Zur Vorbereitung auf diese Verhandlungen haben SAP-Dele-

gierte aus Frankeich, Belgien, Spanien und Deutschland An-

fang des Jahres gemeinsam mit dem ver.di-Experten eine

internationale Schulung der UNI (Union Network Internatio-

nal) besucht, die mit Unterstützung der EU-Kommission

diese Veranstaltung speziell für Mitglieder von Eurobetriebs-

räten durchführte. Ebenfalls bei der Schulung dabei waren

Kollegen von IBM, HP, Tieto, EDS und Cap Gemini. Es ent-

stand ein reger informeller Austausch.

Der Prozess zur Bildung des Europäischen Betriebsratsgre-

miums hat begonnen. Bis zum SAP-Eurobetriebsrat kann es

aber noch ein weiter Weg sein: Die Verhandlungen für eine

eigene SAP-Vereinbarung müssen nach den gesetzlichen

Richtlinien bis spätestens Ende 2012 abgeschlossen sein.

Bert Stach
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Seit 2008 war durch das sogenannte Gesetz zur Vorrats-

datenspeicherung nachvollziehbar, wer mit wem in den

letzten sechs Monaten per Telefon, Handy oder E-Mail

kommuniziert hatte. Gegen diesen Eingriff wandten sich

zahlreiche Organisationen und legten Verfassungsbe-

schwerde ein, der sich auch ver.di anschloss. Bürgerin-

nen und Bürger seien durch exzessive Erfassung ihrer

Daten in ihrem Recht auf informationelle Selbstbestim-

mung eingeschränkt. Auch das Risiko des Datenmiss-

brauchs durch die massenhafte Speicherung von Daten

war ein Grund für die Ablehnung, die zahlreichen Da-

tenskandale u.a. bei der Telekom hatten Sensibilität er-

zeugt.

ver.di legte zusätzlich selbst Verfassungsbeschwerde an,

weil sie das Grundrecht auf Koalitionsfreiheit einge-

schränkt sah. Die gewerkschaftsinterne Kommunikation,

beispielsweise bei Abstimmungen im Tarifkonflikt oder

der Beratung von Rechtssuchenden, sei der Gefahr des

unbefugten Datenzugriffs ausgesetzt, so die Kritik von

ver.di.

Am 2.März 2010 erklärte das Bundesverfassungsgericht

die anlasslose Protokollierung und Speicherung der Tele-

fon- und Internetdaten für unvereinbar mit dem Grund-

gesetz.

Das Urteil schließt jedoch eine Speicherung der Daten

nicht generell aus, sondern beauftragt den Gesetzgeber,

eine neue Regelung der Vorratsdatenspeicherung vorzu-

legen. Der „AK Vorratsdatenspeicherung“ hat daher ei-

nen neuen Aufruf zur Kampagne gegen die Vorratsda-

tenspeicherung 2.0 gestartet.

Elena stoppen
Seit 1. Januar 2010 senden zudem Arbeitgeber Daten ih-

rer Beschäftigten an eine zentrale Speicherstelle. Erst ab

2012 sollen die Betroffenen Gelegenheit bekommen, zu

erfahren, was über sie gespeichert wurde. ver.di fordert

den Gesetzgeber auf, diesen elektronischen Entgeltnach-

weis – Elena – zu stoppen und unterstützt die Verfas-

sungsbeschwerde gegen Elena.

Weiterführende Informationen
Um Onlinerechte für Beschäftigte geht es auf den Kam-

pagnenseiten von ver.di und IG Metall „Onlinerechte für

Beschäftigte“: http://www.onlinerechte-fuer-
beschaeftigte.de
Der ver.di-Bereich Recht informiert über Elena

hier: http://recht.verdi.de
Workshops „Big brother im Betrieb – Überwachungs-

möglichkeiten von Inter-/Intranet und E-Mails finden

statt am 15. Juni in Nürnberg, 30. August in Stuttgart,

2. September in Berlin, 4. November in Hannover und

22. November in Düsseldorf.

Anmeldung bei ver.di-innotec: http://www.verdi-
innotec.de
Weitere Informationen zum Thema Vorratsdatenspei-

cherung gibt es beim Arbeitskreis Vorratsdatenspeiche-

rung: http://www.vorratsdatenspeicherung.de
Der FoeBuD klärt durch seine Vorträge, Veranstaltun-

gen und Aktionen über den missbräuchlichen Umgang

mit Daten auf und richtet jährlich die BigBrother-

Awards („Oscars für Datenkraken“) in Deutschland

aus. Hier geht es zum Verein FoeBuD: http://www.
foebud.org

Cornelia Brandt

Teure Vorratsdatenspeicherung
Durch die von der EU angeordnete und der Bundesregierung 2007 umgesetzte Vorratsdatenspeicherung wurde bei den TK-Unter-

nehmen die Anschaffung von zusätzlichen Speicherkapazitäten riesigen Umfangs notwendig, um mehr Kundendaten für längere

Zeit verfügbar halten zu können. Die Anschaffung zusätzlicher Festplatten war enorm teuer. Die Branche bezifferte die Anschaf-

fungs- und Installationskosten auf einen hohen dreistelligen Millionen-Euro-Betrag. Hinzu kommen laufende Wartungs- und Ener-

giekosten. Bis heute gibt es keine Einigung zwischen Branche und Staat über eine Erstattung der Kosten.

Urteil des Bundesverfassungsgerichts

Der blinden Datensammelwut
ein Ende gesetzt
ver.di sagt Nein zu Elena, dem elektronischen Entgeltnachweis. Weil Elena dafür sorgt, dass die Beschäf-
tigten gläsern werden. Und weil Elena eine Vorratsdatenspeicherung und damit verfassungswidrig ist.
ver.di sagt Nein zu jedweder blinder Datensammelwut und Vorratsdatenspeicherung.


